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Strafe muss sein – aber für wen?
Das Ausstellen von Bussen im Strassenverkehr ist für die Polizei Alltag. 
Grundsätzlich führen diese Widerhandlungen zu einer sogenannten 
Ordnungsbusse. Sobald jedoch die Person des Lenkers mit derjenigen 
des Fahrzeughalters nicht identisch ist, was im Geschäftsalltag oft 
zutrifft, können sich Abgrenzungsfragen ergeben.

Zum Führen eines Motorfahrzeugs auf 
öffentlichen Strassen braucht es eine 
sogenannte Polizeibewilligung, besser 

bekannt als Führerausweis. Das Führen eines 
Motorfahrzeugs ist nur unter Berücksichtigung 
der geltenden Verkehrsregeln zulässig. Diese 
finden sich z.B. im Strassenverkehrsgesetz 
(SVG), der Verkehrsregelverordnung (VRV), der 

Signa-lisationsverordnung (SSV) und 
weiteren Erlassen. Der Verstoss gegen 

Verkehrsregeln ist strafbar und wird 
je nach Intensität des Verstosses 
entweder im sogenannten Ord-
nungsbussenverfahren oder sonst 
in einem ordentlichen Strafverfah-
ren geahn-det. Zudem muss der 

fehlbare Lenker auch mit einem 
Administrativverfahren rechnen. 

Schuldner der Busse
Der Schuldner einer Busse und der verur-
sachende Lenker müssen nicht immer 
identisch sein. Grundsätzlich stimmt es 
zwar, dass derjenige die Busse zu bezahlen 
hat, der sie verursacht. In einem Unterneh-
men ist es jedoch üblich, dass das Fahrzeug 
auf die Gesellschaft zugelassen und von 
den Arbeitnehmern gelenkt wird. Für diese 
Situation statuiert Art. 6 des Ordnungs-
bussengesetzes (OBG), dass eine Busse 

dem Fahrzeughalter auferlegt wird, wenn 
die fehlbare Person den Behörden nicht 
bekannt ist.

Im Falle einer Geschwindigkeitsübertre-
tung richtet sich die Busse somit gegen den 
Fahrzeughalter, mit der Möglichkeit, den 
Lenker auf der Rückseite des Schreibens 
bekanntzugeben. Zur Bekanntgabe besteht 
jedoch keine Verpflichtung. Zudem kann das 
Unternehmen die Busse übernehmen resp. 
die bezahlte Summe vom Arbeitneh-mer 
zurückfordern. 

Beschränkung der Halterverantwortung
Oft wird nicht an die Tatsache gedacht, dass 
die Fahrzeughalterverantwortung nur dann 
greift, wenn es sich um eine Ordnungsbusse 
gemäss dem OBG handelt. Sobald die Schwel-
le der Ordnungsbusse überschritten wird, 
handelt es sich um ein ordentliches Strafver-
fahren, welches üblicherweise mit einem 
Strafbefehl durch die Staatsanwaltschaft 
abgeschlossen wird. Zwar kommt es vor, dass 
auch ein ordentliches Strafverfahren durch 
die Ordnungsbussenstelle initiiert wird, je-
doch darf man sich von dieser Tatsache nicht 
täuschen lassen. Im ersten Bescheid der 
Polizei sollte nämlich angezeigt sein, ob das 
Ordnungs-bussenverfahren ausgeschlossen 
ist oder nicht. 

Relevant ist die Unterscheidung von Ord-
nungsbussen- und ordentlichem Strafverfah-
ren dann, wenn der Fahrzeughalter und der 
fehlbare Lenker nicht identisch sind. Der 
Behörde fehlt in dieser Konstellation regel-
mässig ein Anhaltspunkt, wer die Widerhand-
lung begangen hat, da z.B. lediglich Bilder 
einer Radar-Anlage nicht reichen, um den 
Täter ausfindig zu machen und daher die 
Behörde auf die Mitwirkung des Fahrzeug-
halters angewiesen ist. Der Fahrzeughalter 
muss gemäss dem ihm zustehenden Zeug-
nisverweigerungsrechts jedoch nicht zu 
seinen Lasten oder zu Lasten seiner Familie 
oder nahestehender Personen aussagen, 
womit die Feststellung des Führers praktisch 
verunmöglicht wird. Diese Aussage muss bei 
einem Unternehmen relativiert werden, falls 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber nicht in einem 
familiären oder einem sonstigen Nähever-
hältnis zueinanderstehen.

Pflichten des Unternehmens
Aus Art. 102 Strafgesetzbuch (StGB) kann 
man indirekt auf die Pflicht des Unternehmens 
schliessen, die Organisation innerhalb des 
Unternehmens so auszugestalten, dass all-
fällige Straftaten nachvollzogen und einer 
natürlichen Person zugeordnet werden 
können. 

Konkret bedeutet dies für Unternehmen 
mit einer Fahrzeugflotte, eine Liste zu führen, 
anhand derer nachvollzogen werden kann, 
welcher Arbeitnehmer wann welches Fahr-
zeug zu welchem Zweck (privat oder geschäft-
lich) benutzt hat. Eine solche Liste könnte im 
Falle eines Strafverfahrens herangezogen 
und zur Feststellung des Täters verwendet 
werden. Ansonsten besteht die Möglichkeit, 
dass sich das Unternehmen als solches 
strafbar macht, sofern die Voraussetzungen 
gegeben sind.

Es kann durchaus sein, dass dem Unterneh-
men bei einer Vielzahl von Fahrzeugen die 
Übersicht fehlt und die Anfrage von Strafver-
folgungsbehörden aufgrund der mangelhaften 
Organisation schlicht nicht beantwortet 
werden kann. Solch ein Verhalten kann für das 
Unternehmen in einer Busse gestützt auf Art. 
102 StGB enden, wobei der «eigentliche» Täter 
jedoch straffrei und ohne Administrativmass-
nahme «davonkommt». 

Um einer solchen unbefriedigenden Situ-
ation vorzubeugen, kommt es vor, dass die 
zuständige Polizeistelle bei einer übermässi-
gen Geschwindigkeitsübertretung umgehend 
den registrierten Fahrzeughalter kontaktiert 
und nachfragt, welche Person in diesem 
Moment das Fahrzeug geführt hat. Dieses 
«kreative» Vorgehen verunmöglicht es dem 
Unternehmen, die Ausrede vorzubringen, 
«dass man sich nicht mehr daran erinnert, 
wer gefahren ist».  

Als illustratives Beispiel gilt das Urteil der 
Freiburger Untersuchungsbehörden, welche 
eine Busse von (lediglich) Fr. 3000.00 gegen 
eine Gesellschaft verhängt haben, bei welcher 
aufgrund der mangelhaften Organisation 
nicht festgestellt werden konnte, wer das 
Fahrzeug mit 162 km/h in einer 100er-Zone 
gelenkt hatte. Selbstredend konnte hier auch 
keine Administrativmassnahme wie z.B. ein 
längerer Ausweisentzug nach Art. 16c SVG 
angeordnet werden. 

Fazit
Einem Unternehmen mit einer Fahrzeugflot-
te ist deshalb zu empfehlen, die jederzeitige 
Übersicht über die Verwendung der Fahr-
zeuge zu haben, um sich nicht strafbar zu 
machen. �
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